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• Sechs Jahre nach der Rückkehr unter chinesische Oberhoheit steht Hongkong politisch wie wirtschaftlich 
vor kritischen Weichenstellungen. Während die wirtschaftliche Integration Hongkongs mit der benach-
barten Festlandsregion neue Konturen gewinnt, hat sich der Konflikt um die innere Autonomie der Son-
derverwaltungsregion zu einer schweren Regierungskrise verfestigt. 

 
• Im Gefolge der Massenproteste vom 1. Juli 2003, mit denen die Bevölkerung die geplante Verabschiedung 

neuer Gesetze zur inneren Sicherheit zu Fall brachte, ist das öffentliche Ansehen des Regierungschefs 
Tung Chee-hwa auf einen kaum noch umkehrbaren Tiefpunkt gerutscht. Dagegen versucht die Opposi-
tion, die Chance zu nutzen und die im Herbst 2004 anstehenden Parlamentswahlen gegen den hinhalten-
den Widerstand Pekings zu einer Volksabstimmung zu Gunsten von erweiterter demokratischer Mitbe-
stimmung und Kontrolle zu machen. 

 
• Nach einer Serie von empfindlichen wirtschaftlichen Rückschlägen befindet sich Hongkong trotz SARS 

seit dem zweiten Halbjahr 2003 schneller als erwartet in einer Phase des konjunkturellen Aufschwungs. 
Zur Stabilisierung trägt nicht zuletzt das Vertrauen  bei, das internationale Unternehmen nach wie vor in 
die Zukunft Hongkongs und seine Rolle als wichtiger Standort für das China- und Asiengeschäft setzen. 
Der Bedarf an dringenden wirtschaftlichen Strukturreformen macht die gegenwärtige Handlungsunfähig-
keit der Regierung Tung dagegen um so prekärer. 

 
• Mit dem Konzept „Greater Pearl River Delta“ bzw. „Hong Kong plus“ bahnt sich im Süden Chinas ein 

wirtschaftlicher Großverbund an, mit dem Hongkong seine strategische Schlüsselstellung als Logistik-
drehscheibe und internationales Handels- und Finanzzentrum unter Einbezug der benachbarten Fest-
landsregion auszubauen und langfristig zu sichern versucht. Die rivalisierenden Zielvorstellungen und In-
teressen innerhalb dieses geplanten Verbundes deuten indessen schon vor seiner Verwirklichung auf eine 
fragile Partnerschaft. 
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Hongkong im Spannungsfeld zwischen politischer Selbstbehauptung und  

wirtschaftlicher Integration 

 
Für Hongkong war 2003 in mehrfacher Hinsicht 
ein außerordentlich kritisches Jahr. Im Frühjahr 
wurde die chinesische Sonderverwaltungsregion 
(SVR) mit ihren 6,8 Mio. Einwohnern von dem 
tückischen SARS-Virus heimgesucht. Die Ausbrei-
tung der hoch ansteckenden Lungenkrankheit, die 
aus der Nachbarprovinz Guangdong eingeschleppt 
worden war, kostete bei insgesamt 1755 regist-
rierten Krankheitsfällen (weltweit über 8000) 299 
Menschenleben. Außerdem drohte die Epidemie, 
die Hongkong bis in den Sommer unter Quaran-
täne hielt (die Reisewarnung der Weltgesund-
heitsorganisation WHO wurde Ende Mai aufge-
hoben), die sich hoffnungsvoll anbahnende wirt- 
schaftliche Erholung zunichte zu machen und Hong-
kong abermals in eine Rezession zu stürzen. Erst 
in der zweiten Jahreshälfte kehrte mit der schnel-
ler und kräftiger als erwartet eingetretenen kon-
junkturellen Belebung, die für 2003 insgesamt auf 
ein Wachstumsplus hindeutete, allmählich die Zu-
versicht zurück. 
 
Weiter reichende Folgewirkungen auf die künf-
tige politische und wirtschaftliche Entwicklung 
Hongkongs gehen von zwei anderen Ereignis-
sen aus, an denen auch die vorliegende Analyse 
ansetzt. Der öffentliche Streit um die Verabschie-
dung von neuen Gesetzen zur inneren Sicherheit 
für die SVR eskalierte am 1. Juli zu Massenpro-
testen, wie sie Hongkong seit der Rückkehr unter 
chinesische Oberhoheit am 1. Juli 1997 noch 
nicht erlebt hatte. Das machtvolle, aber friedli-
che Aufbegehren, mit dem an diesem Tag rund 
500.000 Menschen, überwiegend Angehörige der 
Mittelschicht, aus einem Bündel von unterschied-
lichen Motiven ihrem aufgestauten Frust Luft 
machten, war ein überdeutliches Misstrauens-
votum gegen den seit 1997 amtierenden Regie-
rungschef Tung Chee-hwa. 
 

Darüber hinaus hat die seitdem anhaltende Re-
gierungskrise in zugespitzter Form die Frage 
nach dem realen Gehalt der per Verfassung 
garantierten inneren Autonomie Hongkongs 
und nach der Funktionsfähigkeit des Modells 
„Ein Land, zwei Systeme“ unter den bisheri-
gen Spielregeln auf die Tagesordnung gesetzt. 
Die Opposition, die sich durch die Demonstra-
tion von people’s power und durch ihren Erfolg 
bei der Kommunalwahl Ende November gestärkt 
sieht, will nun die im Herbst 2004 anstehende 
Parlamentswahl auch zu einem Referendum über 
ihre Forderungen nach mehr demokratischer Mit-
bestimmung und Kontrolle machen. 
 
Seine besondere Färbung bekommt der Konflikt, 
wenn man den demonstrativ geltend gemachten 
politischen Selbstbehauptungsanspruch in Bezie-
hung setzt zu den ökonomischen Weichenstel-
lungen, die sich im Verhältnis Hongkongs zu 
Festland-China angebahnt haben. Nachdem der 
Übergang von der Kooperation zur wirtschaftli-
chen Integration bereits in vollem Gange ist, ha-
ben die jüngsten wirtschaftspolitischen Entschei-
dungen wie das Ende Juni von der Zentralregie-
rung und der SVR abgeschlossene Closer Eco- 
nomic Partnership Arrangement (CEPA) den stra-
tegischen Charakter dieser Entwicklung noch 
akzentuiert. 
 
Hongkong setzt dabei in erster Linie auf das 
gemeinsam auszuschöpfende Entwicklungspo-
tenzial in der benachbarten südchinesischen 
Boomregion, in der die SVR als Investor und 
Produzent bereits über eine dominierende Stel-
lung verfügt. Geplant ist die komplementäre Ver-
netzung des Dreiecks um die Zentren Hongkong, 
die SVR Macao und das erweiterte Perlfluss-
Delta (Provinz Guangdong) mit einer Gesamtbe-
völkerung von annähernd 50 Mio. zu einem kom-
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pakten Wirtschaftsraum. Das Projekt ist in zwei-
facher Hinsicht bemerkenswert. 
 
Die Formation, die sich da unter Begriffen wie 
Greater Pearl River Delta oder Pan-Pearl River 
Delta Economic Area ankündigt, versteht sich 
vor allem als Gegenpol zu dem anderen gro- 
ßen wirtschaftlichen Kraftzentrum Chinas, dem 
nicht weniger dynamisch expandierenden Jang-
tse-Delta um die Metropole Shanghai. Das gibt 
dem interregionalen Wettbewerb, in dem sich 
über die Provinzgrenzen hinaus größere Einheiten 
herausbilden, einen zusätzlichen Schub und eine 
neue Dimension. Hinzu kommt als zweite Beson-
derheit die Konstruktion, die den angestrebten 
Regionalverbund im Süden zu einem heterogenen 
Novum macht. Obwohl es sich nicht um einen 
transnationalen Zusammenschluss handelt, bringt 
er Partner mit unterschiedlichen Ordnungs- und 
Rechtssystemen, aber auch rivalisierenden Rol-
lenvorstellungen zusammen. Denn ebenso selbst- 
verständlich wie Hongkong auf Grund seiner Be-
deutung als Logistikdrehscheibe und überle-
gener global player im Finanz- und Dienstleis-
tungsgeschäft die Führungsrolle beansprucht, 
verfolgen seine Partner auf dem Festland das 
Ziel, diese Funktionen möglichst schnell selbst 
zu übernehmen. 
 
Das Wahrnehmungsgefälle hinsichtlich der Zu- 
kunftsperspektiven der ehemaligen britischen Kron-
kolonie ist durch zwei Extreme beschrieben. Auf 
der einen Seite ist das Hochglanzdesign der Ima-
gewerbung, mit der sich Hongkong auf dem 
Sprung zur „business capital of Asia“ und zur 
„world class city“ präsentiert. Auf der anderen 
Seite steht die provozierende Schlagzeile „Who 

needs Hong Kong?“, unter der nicht nur das Wirt-
schaftsmagazin Fortune den Abstieg Hongkongs 
auf das Durchschnittsniveau anderer chinesischer 
Metropolen prophezeit hat. 
 
Vorhersagen, wonach die festlandschinesischen 
Konkurrenten, allen voran Shanghai, Hongkong 
schon bald seinen Rang und seine Attraktivität als 
internationales Handels- und Dienstleistungszent-
rum ablaufen könnten, halten einer genaueren 
Prüfung nicht Stand. Ob es der Stadt jedoch 
gelingt, ihre Standortvorteile auch langfristig zu 
behaupten und weiter zu entwickeln, unterliegt 
aus heutiger Sicht einer Reihe von Unwägbarkei-
ten. Schwerer als die lösbaren wirtschaftlichen 
und sozialen Strukturprobleme wiegt, dass Hong-
kong seine seit dem Souveränitätswechsel zu be-
obachtende Identitätskrise noch längst nicht ü-
berwunden hat. Dabei geht es um den schwieri-
gen Spagat, ein neues Profil als gewichtiger 
Teil Chinas zu gewinnen, ohne dabei in die 
Falle einer nivellierenden Anpassung zu lau-
fen. Die gegenwärtige Regierungskrise ist da-
für nur ein akutes Indiz. 
 
Abhängig von dem Maß an politischer Beweg-
lichkeit und Weitsicht, steht dabei auch für Pe-
king viel auf dem Spiel. Eine schleichende inne-
re Destabilisierung würde die SVR für die Zent-
ralregierung in Peking zu einer Dauerbelastung 
machen. Außerdem müsste eine solche Entwick-
lung endgültig die Kritiker bestätigen, vor allem 
in Taiwan, die das Widerspruchs-Modell „Ein 
Land, zwei Systeme“ für alles andere als einen 
gangbaren Zwischenschritt zur Wiederherstellung 
der nationalen Einheit halten. 
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Der 1. Juli – Misstrauensvotum per Massenprotest 

 
Der Massenprotest in Hongkong vom 1. Juli 2003 
war keine separatistische Veranstaltung, die an 
den Fakten zu rütteln versuchte, die der auf  
den Tag genau sechs Jahre zuvor vollzogene 
Souveränitätswechsel geschaffen hatte. Noch folg-
te er den Impulsen, die nach der Niederschlagung 
der chinesischen Demokratiebewegung am 4. Juni 
1989 eine noch größere Zahl von Demonstranten 
in Hongkong auf die Straßen getrieben hatten, um 
sich mit den Opfern des Massakers zu solidarisie-
ren und das von der damaligen Partei- und Staats-
führung in Peking mit Waffengewalt verteidigte 
Herrschaftssystem zu verurteilen. 
 
Weil die Protestaktionen außerdem ausgespro-
chen diszipliniert und friedlich verlaufen sind und 
keine aus dem Hintergrund steuernde „schwarze 
Hand“ auszumachen war, der sich irgendwelche 
aufrührerische Absichten unterstellen ließen, fie-
len die öffentlichen Reaktionen aus Peking auf-
fällig verhalten und milde aus. Offiziell wurden 
die Ereignisse als „spontaner Zwischenfall“ klas-
sifiziert. Die Chefin der Einheitsfront-Abteilung 
beim Zentralkomitee der KP Chinas, Liu Yan-
dong, stellte ihnen mit dem Prädikat „patriotisch“ 
sogar eine Art politischer Unbedenklichkeitsbe-
scheinung aus.  
 
Die auf Beschwichtigung bedachte Wortwahl ist 
jedoch nicht das einzige Indiz für die erhebliche 
Beunruhigung, die diese Vorgänge in der chi-
nesischen Führung ausgelöst haben. Unmittel-
bar danach begann eine hektische Reisediploma-
tie zwischen Hongkong und Peking. Außerdem 
wurde noch im Sommer beim Politbüro eine spe-
zielle Führungsgruppe unter Leitung von Vize-
präsident Zeng Qinghong mit dem Auftrag einge-
setzt, die Hongkong-Politik fortan auf höchster 
Ebene zu koordinieren. 
 

Für die Verunsicherung, die aus diesen Maßnah-
men spricht, gibt es gute Gründe. Alle zugängli-
chen Quellen deuten darauf hin, dass die chinesi-
sche Führung von der Heftigkeit des öffentli-
chen Aufbegehrens ohne entsprechende Vor-
warnungen durch ihre offizielle Vertretung in 
Hongkong überrascht wurde und die Stim-
mung falsch eingeschätzt hatte. Getragen wurde 
der Massenprotest gegen Tung Chee-hwa und 
seine Regierung überdies nicht von sozialen 
Randgruppen, sondern er rekrutierte sich im 
Kern und in der Mehrzahl der Demonstran-
ten aus der mittelständischen Elite. Außerdem 
muss Peking nun mit ansehen, wie die Koalition, 
auf deren loyale Unterstützung es sich bei der 
Regierung der SVR als stabilen Faktor bis da-
hin verlassen konnte, unter dem Druck des 
massiven Misstrauensvotums bedenkliche Auf-
lösungserscheinungen zeigt. 
 
Angekündigt und schrittweise aufgebaut hatte 
sich das, was zu einer unerwartet machtvollen 
Demonstration von people’s power werden sollte, 
seit dem Herbst des Vorjahres. Unter Berufung 
auf die Verfassung der SVR, das Basic Law, hatte 
die Regierung Tung im September 2002 ihren 
Entwurf zum Erlass neuer Gesetze zur inneren 
Sicherheit vorgelegt und ein öffentliches Konsul-
tationsverfahren dazu eingeleitet. Sie folgte damit 
der Vorgabe von Verfassungsartikel 23. Darin 
wird bestimmt: 
 
„The Hong Kong Special Administrative Region 
shall enact laws on its own to prohibit any act of 
treason, secession, sedition, subversion against 
the Central People`s Government, or theft of state 
secrets, to prohibit foreign political organiza-
tions...from conducting political activities in the 
Region, and to prohibit political organizations 
...of the Region from establishing ties with for-
eign political organizations...“. 
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Der schon aus dem Wortlaut der englischsprachi-
gen Fassung nahe liegende Verdacht, dass mit 
innerer Sicherheit auch politische Gleichschal-
tung gemeint sei, fand im Text der Gesetzent-
würfe erst recht seine Bestätigung. Das Miss-
trauen konnte auch durch die als Ergebnis des 
Konsultationsverfahrens, das zu 97.000 Eingaben 
mit den Unterschriften von insgesamt über 
340.000 Hongkonger Bürgern führte, vorgenom-
menen Änderungen nicht ausgeräumt werden. 
Vielmehr verfestigte sich in der Öffentlichkeit der 
Eindruck, dass die in wesentlichen Punkten vage 
und dehnbar gehaltenen Definitionen der Straftat-
bestände als Knebelungsinstrument missbraucht 
werden könnten, um im Sinne Pekings politisch 
missliebige Organisationen und Aktivitäten nach 
Belieben auszuschalten bzw. ihnen bereits durch 
die abschreckende Wirkung dieser Strafbestim-
mungen einen Riegel vorzuschieben.  
 
Der Mobilisierungseffekt, unter dem in den fol-
genden Monaten aus Widerspruch Widerstand 
wurde, stellte das gewohnte politische Hand-
lungs- und Verhaltensmuster, das durch die über-
kommenen konfuzianischen Ordnungsvorstellun-
gen und die lange Kolonialherrschaft über Hong-
kong geprägt ist, auf den Kopf. Besonders be-
merkenswert daran ist, dass sich die Gegenbe-
wegung gegen die Gesetzgebungspläne nicht 
unter Führung der im Parlament von Hong-
kong, dem Legislative Council, vertretenen, aber 
strukturschwachen Oppositionsparteien formier-
te, sondern in erster Linie von der Basis aus-
ging. 
 
Die Ablehnungsfront, bei der es sich um ein lose 
vernetztes, aber durchaus aktionsfähiges Zweck-
bündnis unterschiedlicher gesellschaftlicher Grup-
pen handelte, rekrutierte sich zunächst aus unmit-
telbar betroffenen berufsständischen Gruppie-
rungen (Juristen, Medienvertreter, Hochschulen). 
Sie erhielt breiten Zulauf aus dem mittleren 
und oberen Management Hongkonger Unter-
nehmen und dehnte sich auf die Kirchen aus, 

für die der katholische Bischof von Hongkong, 
Joseph Zen, als ein Wortführer des Widerstands, 
der auch bei Demonstrationen mitmarschierte, 
eine besonders prominente Rolle spielte. 
 
Unter dem öffentlichen Druck, der sich von der 
ersten Großdemonstration im Dezember 2002 an 
aufgebaut hatte und am 1. Juli schließlich seinen 
Höhepunkt erreichte, geriet Regierungschef Tung 
zunehmend in die Defensive. Sein Vorsatz, die 
Sicherheitsgesetze dennoch wie geplant am 9. Juli 
im Parlament zur Abstimmung zu stellen, wurde 
vollends unhaltbar, als der Chef der bis dahin 
regierungstreuen Liberal Party, James Tien, we-
nige Tage vorher seine Gefolgschaft bei dem 
Vorhaben aufkündigte und (bezeichnenderweise 
nach einem Blitzbesuch in Peking) seinen Dienst 
als Minister im Kabinett quittierte. 
 
Die Niederlage des Chief Executive Tung war 
komplett, als er unmittelbar nach dem Massen-
protest in einem symbolischen Akt zur Schadens-
begrenzung erst zwei besonders umstrittene Ka-
binettsmitglieder austauschte (als erste die für die 
innere Sicherheit und damit für das Gesetzge-
bungsverfahren zuständige Ministerin Regina Ip) 
und Anfang September schließlich die Entwür-
fe zurückzog und die gesetzgeberische Ausfül-
lung von Art. 23 auf unbestimmte Zeit vertag-
te. 
 
Die Heftigkeit der Eruption und die Bereitschaft 
des besser verdienenden Mittelstandes, die bis 
dahin geübte politische Zurückhaltung so de-
monstrativ abzulegen, erklären sich jedoch 
nicht allein aus dem Konflikt um die Sicher-
heitsgesetze. Er war vielmehr der Auslöser, der 
lange aufgestauten politischen und sozialen 
Frust zur Entladung brachte. Das gibt den Er-
eignissen um den 1. Juli den Charakter einer 
weit über den aktuellen Anlass hinaus rei-
chenden Vertrauenskrise, die in der Person 
und in der Amtsführung des Regierungschefs 
ihre nahe liegende Zielscheibe fand. 
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Das politische Vertrauen der Bevölkerung, die 
Autonomieinteressen Hongkongs angemessen und 
glaubwürdig gegenüber der Zentralregierung zu 
vertreten, hatte Tung schon vorher verloren. Viel-
mehr trugen sein autoritärer Führungsstil und 
die patriotischen Reflexe, mit denen er sich der 
Öffentlichkeit eher als Statthalter Pekings ein-
prägte, zu einer wachsenden Entfremdung bei 
(ausführlicher dazu im folgenden Abschnitt „Wen-
depunkt oder Episode?“). 
 
Zusätzlich aufgeheizt wurde die Proteststimmung 
durch das erst von der Asienkrise (1997/98) 
und schließlich durch SARS erschütterte Ver-
trauen in die wirtschaftliche Zukunft Hong-
kongs (ausführlicher dazu im Abschnitt „Wirt-
schaftlicher Aufschwung mit Handicaps“). Unter 
dem Eindruck von Personalabbau und Lohnkür-

zungen war die Sorge um Arbeitsplätze und Kar-
rierechancen um so größer, als der wirtschaft-
liche Abschwung bereits tief in die materiel- 
len Besitzstände auch und gerade der Mittel-
schicht eingeschnitten hatte. So mussten Eigen-
heimbesitzer wegen des deflationsbedingten Ver-
falls der Immobilienpreise zusehen, wie sich die 
Schere zwischen dem (sinkenden) Marktwert ih-
res Wohneigentums, das in der Regel die wich-
tigste Säule der individuellen Altersvorsorge ist, 
und den zur Finanzierung aufgenommenen Kredi-
ten zunehmend vergrößerte. Dieses nach einer 
lange anhaltenden Periode wachsenden Wohl-
stands erschreckend neue Phänomen der vom 
Markt gesteuerten Geldvernichtung hat den All-
tagswortschatz in Hongkong um ein Unwort, den 
Begriff „negative equity“ bereichert. 

 
 

Wendepunkt oder Episode? 

 
Im Rückblick auf den 1. Juli veröffentlichte 
Hongkongs führende englischsprachige Tageszei-
tung, die South China Morning Post (Ausgabe 
vom 8. Oktober 2003), eine Analyse, die sich 
unter der Überschrift „The triumph of the middle 
class“ mit den Fernwirkungen der Ereignisse be-
schäftigte. Darin stellt der Verfasser eine zuneh-
mende Politisierung in der gesellschaftlichen 
Führungsschicht fest. Eine der Hauptursachen 
dafür sieht er in der enttäuschenden wirtschaftli-
chen Entwicklung Hongkongs seit 1997, die viele 
Mittelstandsträume von Aufstieg und materieller 
Selbstverwirklichung zerstört habe. Statt jedoch 
weiterhin „in stiller Verzweiflung und Selbstmit-
leid zu verharren“, seien nun mehr und mehr An-
gehörige des Mittelstands gewillt, „die öffentli-
chen Angelegenheiten in die eigenen Hände zu 
nehmen , als bloß darauf zu warten, dass die Re-
gierung handelt.“ 
 

Für Hongkong bedeute das, so der Autor, einen 
„Wendepunkt“ und den Beginn einer neuen 
Phase, in der „zivilgesellschaftliche Interventi-
onen“ in verstärktem Maße das politische Le-
ben in der SVR bestimmen würden. Wer Hong-
kong besucht, findet das gestärkte Selbstvertrauen 
bestätigt, aber angesichts der realen Kräftevertei-
lung und der prekären Beziehungsverhältnisse 
zwischen SVR-Administration, Zentralregierung 
und lokaler Opposition nicht unbedingt die robus-
te Zuversicht, die aus diesem Beitrag spricht. 
 
Die Frage, wie lange sich Tung Chee-hwa noch 
halten kann bzw. von Peking gehalten wird, wird 
um so häufiger gestellt, je länger der entschei-
dungsunfähige Lähmungszustand anhält, der das 
Erscheinungsbild der Regierung seit dem Schock 
vom 1. Juli bestimmt. Das macht die Regierungs-
krise aus der Sicht Pekings zu einem doppelt 
ernsten Störfall: Einmal widersprechen die mehr 
oder weniger diskreten Interventionen, mit de-
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nen sich die Zentralregierung zum Eingreifen 
gezwungen sieht, dem sorgfältig gepflegten 
Eindruck, dass das Selbstverwaltungssystem in 
Hongkong trotz seiner schwer zu vermitteln-
den Widersprüche funktioniert. Außerdem ha-
ben die lauten Forderungen nach einer be-
schleunigten Demokratisierung ausgerechnet 
den politischen Kräften Auftrieb gegeben, auf 
deren fortschreitende Marginalisierung Pe-
king gesetzt hatte.  
 
Auf der anderen Seite muss die organisierte, 
aber an der Basis schwach verankerte Opposi-
tion erst noch beweisen, ob sie der Herausfor-
derung gewachsen ist, die aus unterschiedli-
chen Motiven gespeiste Unzufriedenheit zu 
kanalisieren, sie in ein von breiten Teilen der 
Bevölkerung mit getragenes politisches Aktions-
programm umzusetzen und ihrem Gestaltungsan-
spruch zur Reform des Selbstverwaltungssystems 
im Parlament durch ein überzeugendes Wählervo-
tum mehr Nachdruck zu verleihen. 
 
Die entscheidenden Etappen auf diesem Weg sind 
durch den politischen Terminkalender vorgege-
ben: im Herbst 2004 wird das Parlament neu 
gewählt, und 2007 steht die Wahl des nächsten 
Regierungschefs mitsamt der vorher zu tref-
fenden Entscheidung über das dabei anzuwen-
dende Wahlverfahren an. 
 
Die Einlösung seiner Vorstellungen von politi-
scher Stabilität in der SVR sah Peking vor allem 
durch zwei Faktoren gewährleistet: das infor- 
melle Bündnis von Unternehmertum unter Füh-
rung des Großkapitals (tycoon plutocracy) und 
Exekutive sowie durch institutionelle Sicherun-
gen, die politische Partizipation nur begrenzt 
möglich und damit kontrollierbar machen soll-
ten. Ein Ergebnis dieses Arrangements war die 
Ernennung des (vom damaligen Staats- und Par- 
teichef Jiang Zemin persönlich designierten) Groß-
reeders Tung Chee-hwa zum ersten Chief Execu-
tive. Gewählt und Anfang 2002 für eine zweite 

Amtsperiode (bis 2007) bestätigt wurde er durch 
einen 400- bzw. 2002 dann 800-köpfigen Wahl- 
ausschuss, dessen Zusammensetzung Überraschun-
gen von vornherein ausschloss.  
 
Was die strukturell bedingte, einseitige Abhän-
gigkeit des Regierungschefs vom Wohlwollen 
und von der Kontrolle Pekings zur irritierenden 
Alltagserfahrung machte, waren ironischerweise 
nicht Einmischungsversuche der sehr zurückhal-
tend agierenden Zentralregierung, sondern das 
von Überanpassung geprägte Amtsverständnis 
von Tung. Der vorauseilende Gehorsam, aus dem 
er bei kritischen Entscheidungen die realen oder 
vermeintlichen Interessen Pekings antizipierte, 
hatte bereits 1999 eine schwere Krise ausgelöst 
und das Vertrauen in die Autonomie der SVR 
erschüttert. Im Rechtsstreit um die Frage, ob den 
auf dem chinesischen Festland geborenen Kin-
dern mit einem aus Hongkong stammenden El-
ternteil das Zuzugs- und Bleiberecht zusteht, war 
es Tung, der damals ohne Not die (positiv aus-
gefallene) Entscheidung des Court of Final Ap-
peal in Hongkong vom Nationalen Volkskon-
gress in Peking auf ihre Verfassungsmäßigkeit 
überprüfen ließ und auf diesem Umweg zu Fall 
brachte. 
 
Parallel dazu nahm die Akzeptanz der von der 
Regierung getroffenen Entscheidungen in der 
Bevölkerung in dem Tempo ab, mit dem sich 
der patriarchalisch-autoritäre Führungsstil Tungs 
mit der Folge zunehmender Kommunikations-
unfähigkeit und Beratungsresistenz verfestig-
te. Das zu Beginn der zweiten Amtsperiode von 
Tung im Sommer 2002 als Voraussetzung für 
effizienteres Regieren neu eingeführte Ministeri-
alsystem hat diesen Trend auch institutionell ver-
ankert. Danach sind die 14 Minister des Kabinetts 
(mit dem derzeitigen Kabinettschef Donald Tsang 
an der Spitze) ausschließlich dem Chief Executi-
ve verantwortlich, der sie aus eigener Vollmacht 
ernennt und entlassen kann. 
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Der erhöhte Status, der die Mitglieder des Kabi-
netts stärker als bisher aus der Verwaltungsbü-
rokratie heraushebt, hat den Vorzug, dass poli-
tische Kompetenzen und Verantwortlichkeiten nach 
dem Ressortprinzip klarer geregelt und zurechen-
bar gemacht werden. Auf der anderen Seite je-
doch hat diese Reform noch die präsidiale Kopf-
lastigkeit eines Regierungssystems verstärkt, dem 
keine auch nur annähernd angemessene Kontrolle 
durch die anderen Verfassungsorgane der SVR 
gegenübersteht. 
 
Der dramatische Popularitätsverfall des Regie-
rungschefs ist an den Ergebnissen der regelmäßig 
vom Meinungsforschungsinstitut der Hong Kong 
University durchgeführten Umfragen abzulesen. 
Bei der jüngsten, im Oktober veröffentlichten 
Erhebung ergab das eine Zustimmungsrate von 
gerade noch 18 %. Politisch noch prekärer für die 
Regierung Tung wirken sich die Auflösungser-
scheinungen in der parlamentarischen und außer-
parlamentarischen Koalition aus, die das postko-
loniale Regiment bisher stützte. Von den drei im 
Parlament vertretenen Parteien, deren Selbstver-
ständnis als Teil einer Art patriotischer Samm-
lungsbewegung sich vor allem aus der Loyalität 
gegenüber Peking definiert, haben sich die wirt-

schaftsnahen Liberalen dem öffentlichen Druck 
gebeugt und sind vor der geplanten Verabschie-
dung der Sicherheitsgesetze von der Fahne ge-
gangen. 
 
Die Democratic Alliance for the Betterment of 
Hong Kong (DAB), die über ihre politischen Vor-
feldorganisationen am einflussreichsten ist, wurde 
bei der Kommunalwahl am 23. November von 
den Wählern stellvertretend für den Regierungs-
chef empfindlich abgestraft, obwohl sie nach dem 
1. Juli öffentlich auf Distanz zu Tung gegangen 
war. Während die Oppositionsparteien des so-
genannten demokratischen Lagers im Rennen  
um die politisch eigentlich bedeutungslosen Be-
zirksvertretungen (District Councils) gegenüber 
1999 deutlich zulegten und 80 % ihrer Kandida-
ten durchbrachten, musste die DAB mit einer Er-
folgsrate von nur 38 % die schwerste Wahlnieder-
lage seit ihrer Gründung vor elf Jahren ein-
stecken. Angesichts dieser chronischen Kondi-
tionsschwäche des Regierungslagers überwiegen 
inzwischen auch in den Vorstandsetagen der 
Hongkonger Unternehmen die Zweifel, ob Tung 
noch der geeignete Mann ist, um die schwieri- 
gen wirtschaftlichen Strukturreformen zu meis-
tern, die Hongkong dringend braucht. 

 
 

Demokratisierungsversprechen als Sprengsatz 

 
Kaum ein anderes Wort wird seit einiger Zeit in 
öffentlichen Verlautbarungen von Unternehmern 
und Politikern der SVR gleich welcher Couleur 
so häufig strapaziert wie die Feststellung, dass 
Hongkong an einem kritischen Punkt seiner Ent-
wicklung steht und zur Sicherung seiner Zu-
kunftsfähigkeit neue Weichenstellungen braucht. 
Als der frisch gewählte chinesische Staats- und 
Parteichef Hu Jintao in das gleiche Horn stieß 
und Tung Chee-hwa beim Antrittsbesuch im 
März 2003 ermunterte, „ein neues Blatt in der 
Entwicklung Hongkongs aufzuschlagen“, sprachen 

daraus vor allem die Sorge und die Enttäuschung 
Pekings über den anhaltenden wirtschaftlichen 
Schwächezustand der SVR. 
 
Spätestens seit dem 1. Juli hat die Frage, was 
Hongkong für seinen zweiten Start nach dem 
historischen Einschnitt von 1997 braucht, eine 
neue Dimension bekommen. Die politisch sonst 
unauffällige South China Morning Post machte 
das anlässlich des chinesischen Nationalfeier- 
tags unter der Überschrift „National pride – with 
HK characteristics“ zum Thema eines Leitarti- 
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kels. Seine behutsam formulierte Botschaft: Hong-
kong, aber auch China insgesamt wäre schlecht 
gedient, wenn ein engstirnig ausgelegtes Ver-
ständnis von Patriotismus dazu führte, die ge-
wachsenen Unterschiede in der gesellschaftlichen 
Verfassung und im Rechtssystem zu nivellieren 
und die SVR ihrer spezifischen Identität als ein 
„multikulturelles und pluralistisches Gemeinwe-
sen“ zu berauben. 
 
Im politischen Diskurs stößt das auf ein lebhaftes 
Echo. Gerade weil Hongkong sowohl global 
wie im Verhältnis zu Festland-China um seine 
wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit kämpfen 
muss, ist weiten Teilen der Gesellschaft mehr 
denn je bewusst geworden, wie sehr ihr Wohl-
ergehen von einer politischen Führung ab-
hängt, die von der eigenen Bevölkerung hin-
reichend legitimiert und ihr zur Rechenschaft 
verpflichtet ist. Selbst im Kreis der konfuzia-
nisch-konservativen Hongkonger Großunterneh-
mer scheint sich nach den Erfahrungen mit Tung 
und seinem kontraproduktiven Regierungsstil, die 
SVR wie ein chinesisches Familienunternehmen 
zu führen, ein gewisses Umdenken anzubahnen. 
Ähnlich wie der Konzernchef Gordon Wu (Un-
ternehmensgruppe Hopewell Holdings) hat der 
Tycoon Li Ka-shing nach dem 1. Juli zumindest 
öffentlich mit den Demonstranten sympathisiert 
und den disziplinierten Massenprotest als „ein 
Zeichen für die Reife der Stadt und die zuneh-
mende Modernisierung der Gesellschaft“ gewür-
digt. 
 
Bei weit gehender Übereinstimmung im Befund 
liegen die Positionen, welche Konsequenzen 
aus der Regierungskrise zu ziehen sind, jedoch 
weit auseinander. Deshalb bergen dieser Kon-
flikt und die konfrontative Gereiztheit, die das 
Verhältnis der Bevölkerung zur Regierung be-
stimmt, die Gefahr, dass sich der politisch in- 
stabile Zustand noch auf unbestimmte Zeit ver-
längert. 
 

Die Opposition hat die Lösung des Falles Tung 
mit der Systemreform verknüpft, die über erwei-
terte politische Mitbestimmung die innere Auto-
nomie Hongkongs stärken soll. Dazu fordert sie, 
dass alle Abgeordneten des Legislative Council 
von 2008 an direkt vom Volk gewählt werden 
und das gleiche Wahlverfahren auch beim 2007 
anstehenden Wechsel im Amt des Chief Executi-
ve zum Zuge kommt. Teil dieser Strategie ist  
es, der Parlamentswahl im Herbst 2004 gleich-
zeitig den Charakter eines Plebiszits in dieser 
entscheidenden Frage zu geben. 
 
Demgegenüber versucht es auch die neue chine-
sische Führung bei ihrem Konfliktmanagement 
mit den alten Rezepten: durch Beschwichtigung 
in Form von wirtschaftlichen Stützungsmaßnah-
men und Ermahnungen zu „Einheit und Zuver-
sicht“. Doch die kaum verhüllte Kritik, die Staats- 
und Parteichef Hu nach der schief gelaufenen 
Kommunalwahl am Regierungsstil von Tung übte 
und auch veröffentlichen ließ, legt den Schluss 
nahe, dass sich Peking notfalls sogar gezwun- 
gen sehen könnte, den Regierungschef fallen zu 
lassen. Bei aller scheinbaren Konzilianz in den 
Formulierungen deutet dagegen beim Thema Sys-
temreform wenig auf die Bereitschaft hin, sich 
von der Verweigerungshaltung zu verabschie-
den, die der frühere Vize-Premier Qian Qichen 
2002 in einem Interview ungewöhnlich deutlich 
zu Protokoll gegeben hatte: mit seiner Feststel-
lung, dass die politische Entwicklung in Hong-
kong nicht losgelöst von der auf dem chinesi-
schen Festland betrachtet werden dürfe und sich 
das „Kopieren“ eines demokratischen Systems 
nach westlichem Vorbild nicht mit dem Status der 
Stadt als SVR innerhalb der Volksrepublik China 
vertrage. 
 
Mit diesem Unvereinbarkeitsdekret ist jedoch 
nicht aus der Welt zu schaffen, was das 1990  
vom Nationalen Volkskongress (NVK) verabschie-
dete Basic Law an konkreten Schritten auf dem 
Weg zur Demokratisierung vorgibt und an zu-
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sätzlichen Spielräumen offen lässt. Im Rahmen 
des vereinbarten Fahrplans wurde die Quote der 
direkt vom Volk zu wählenden Abgeordneten im 
Legislative Council schrittweise erhöht. Bei der 
Wahl von 1998 galt das für ein Drittel der insge-
samt 60 Parlamentarier. Bei der Wahl 2004 steigt 
der Anteil auf 50 %, während die andere Hälfte der 
Abgeordneten von berufsständischen Vertretungen 
(functional constituencies) gewählt wird. Gleich-
zeitig fallen die aus Vertretern verschiedener ge- 
sellschaftlicher Gruppen zusammengesetzten Wahl-
komitees (Election Committes) weg, die bisher als 
dritte Säule des komplizierten, unter britischer 
Herrschaft eingeführten Wahlsystems ebenfalls bei 
der Mandatsvergabe mitwirkten. 
 
Im Basic Law ist aber auch festgeschrieben, dass 
es damit nicht sein Bewenden haben soll. „The 
ultimate aim“, heißt es in Art. 68 ohne zeitliche 
Festlegung, „is the election of all the members of 
the Legislative Council by universal suffrage“. 
Das gleiche gilt laut Art. 45 für die Wahl des Re-
gierungschefs. „The ultimate aim“, wird da bes-
timmt, „is the selection of the Chief Executive by 
universal suffrage upon nomination by a broadly 
representative committee in accordance with de-
mocratic procedures“. 
 
Die entsprechenden Wahlrechtsänderungen set-
zen nach den ebenfalls festgelegten Verfahrens-
vorschriften eine Zwei-Drittel-Mehrheit im Par-
lament sowie die Billigung des Regierungschefs 
voraus. Im Fall des Verfahrens zur Wahl des Chief 
Executive muss obendrein der NVK zustimmen. 
Aus der kalkulierten Ambivalenz, mit der die 
Verfassung offen lässt, wann diese Zielvorgabe 
umzusetzen ist und wer darüber zu entschei-
den hat, ist unversehens Sprengstoff mit po-
tenziell de-stabilisierender Wirkung geworden. 
 
Misst man den politischen Anspruch der Oppo-
sition an ihrer realen Potenz, sind die Handi-
caps nicht zu übersehen. Im Parlament ist das 
sogenannte demokratische Lager mit drei Parteien 

vertreten. Zusammen mit den ihnen nahe ste-
henden unabhängigen Abgeordneten verfügen sie 
nach dem Wahlergebnis von 2000 über insgesamt 
23 Sitze, sind also von einer Mehrheit und erst 
recht von einer Zwei-Drittel-Mehrheit noch weit 
entfernt. Dass sich unter den Bedingungen der 
britischen Kolonialherrschaft in Hongkong kein 
Parteiensystem nach westlichem Vorbild entwi-
ckeln konnte, erklärt die strukturellen Schwächen. 
 
Die stärkste und noch am besten organisierte Op-
positionspartei, die Democratic Party (12 Sitze), 
zählt nach eigenen Angaben rund 500 Mitglieder. 
Auch bei der radikaleren kleinen Schwester, The 
Frontier (ca. 100 Mitglieder), geht die Anhänger-
schaft nicht über den Stamm von Aktivisten hin-
aus. Die Vorsitzende und langjährige Parlaments-
abgeordnete Emily Lau bezeichnet ihre 1996 ge-
gründete Organisation deshalb auch nicht als Par-
tei im klassischen Sinn, sondern als „pro-demo-
kratische Lobbygruppe“. Obwohl The Frontier 
nur mit zwei Abgeordneten im Parlament vertre-
ten ist, haben ihr die Umtriebigkeit und die me-
dienwirksamen  Aktionen der Vorsitzenden (im 
Oktober musste das Parlament über eine Resolu-
tion abstimmen, mit der sie Tung zum Rücktritt 
aufforderte) einen hohen Bekanntheitsgrad ver-
schafft. 
 
Die konstitutionelle Schwäche der Parteien (nur 
die als Kaderpartei organisierte DAB zählt mehre-
re tausend Mitglieder) ist jedoch nicht, wie es 
häufig dargestellt wird, mit politischem Desinte-
resse der Bevölkerung Hongkongs und man-
gelnder Bereitschaft zum Engagement zu ver-
wechseln. Das gilt gerade für den jüngeren, gut 
ausgebildeten Teil der Gesellschaft. Statt sich in 
eine politische Organisation zwängen zu las-
sen, ziehen sie es vor, sich in Bürgerinitiativen 
oder in anderen ad-hoc-Gruppierungen für kon-
krete kommunale Anliegen einzusetzen. Wie 
die Vorgeschichte des 1. Juli zeigt, hat dieses 
Engagement im Zusammenhang mit dem Kon-
flikt um die Sicherheitsgesetze eine ausgeprägt 
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politische Färbung bekommen. In dem im Au-
gust ins Leben gerufenen Bürgerbündnis Anti-
Tung Solidarity, dem eine Reihe ähnlicher Ini-
tiativen zur Seite stehen, haben sich schätzungs-
weise rund 3000 Aktivisten zusammengeschlos-
sen. 
 
Insofern wird die Mobilisierungsfähigkeit, die 
den Oppositionsparteien fehlt, durch ein breit 
gefächertes Spektrum von sympathisierenden 
Gruppen in ihrem Umfeld kompensiert. Zu 
diesem Netzwerk gehören die 1989 als think- 
tank der Demokratisierungsbefürworter gegründe-
te Hongkong Democratic Foundation und die von 
der früheren Abgeordneten Christine Loh zur po-
litischen Aufklärung der Öffentlichkeit ins Le-
ben gerufene Organisation Civic Exchange. Mehr 
aktionsorientiert sind die beiden Dachorganisati-
onen, die schon bei der Koordinierung der De-
monstrationen am und vor dem 1. Juli eine wich-
tige Rolle gespielt haben. Im akademischen Be-
reich ist das die von dem Hongkonger Politolo-
gen Joseph Cheng geleitete Gruppierung Power 
for Democracy. Die zweite, die sich Democratic 
Network nennt, ist gesellschaftlich breiter veran-

kert und wird von den christlichen Kirchen mitge-
tragen.  
 
Für die neue chinesische Führung um Staats- 
und Parteichef Hu, der in der Bevölkerung vor-
läufig noch weit mehr Vertrauen und Zustim- 
mung findet als sein Vorgänger Jiang Zemin, wird 
der Konflikt zu einer Bewährungsprobe mit nicht 
zu unterschätzenden Risiken. Fortgesetzte Mas- 
senproteste auf Hongkongs Straßen – die SVR mit 
all ihren Zukunftssorgen könnte das am allerwe-
nigsten brauchen und das würde die abschrecken-
de Wirkung, die das Modell „Ein Land, zwei Sys-
teme“ nicht nur auf die Unabhängigkeits-Rebel-
len in Taiwan hat, nur noch verstärken. 
 
Noch weitaus bedrohlicher allerdings nimmt 
sich aus Pekinger Sicht das Szenario aus, auf 
das Vizepremier Qian mit seinen Interview-Äuße-
rungen angespielt hatte: die unübersehbare Ket-
tenreaktion, die es nach sich ziehen würde, 
wenn die chinesische Führung unter dem Druck 
von Hongkongs Öffentlichkeit damit begänne, 
tatsächlich in zwei Systemen zu denken und 
auch so zu handeln.  

 
 

Wirtschaftlicher Aufschwung mit Handicaps 

 
Ein Blick auf die wirtschaftliche Entwicklung 
Hongkongs nach 1997 zeigt einen Kurvenverlauf, 
in dem auch die Anfälligkeit für die seitdem zu 
beobachtenden extremen Stimmungsschwankun-
gen zwischen Depression und Zuversicht eine 
Erklärung findet. Dabei zeichnen sich zwei Tief-
punkte ab. Die erste und schwerste Erschütterung 
nach zwei Jahrzehnten ungebrochenen Höhen-
wachstums brachte die Asienkrise, die Hongkong 
in die Rezession (1998 mit einem Wachstumsmi-
nus von 5 %) stürzte. Nach einer kurzzeitigen Er-

holung geriet die Wirtschaft der SVR durch die 
wenig später einsetzende globale Konjunkturkrise 
zum zweiten Mal in den Abwärtssog und fiel 
2001 nach dem Hoch des Vorjahres (+10,2 %) 
auf ein knappes Wachstumsplus von gerade noch 
0,5 % zurück. Als der Alptraum SARS im Früh-
jahr 2003 die Gefahr einer neuerlichen Rezession 
heraufbeschwor, brauchte es nur noch eines Fun-
kens, um den aufgestauten Frust zur Entladung zu 
bringen. 
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Hongkongs Wirtschaftsentwicklung (BIP) 1995 – 2002 
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Quelle: Bundesagentur für Außenwirtschaft (bfai), Hongkong, November 2003 

 
 
Direktinvestitionen in Hongkong nach Herkunftsländern (Bestand Ende 2001) 
 

Major Investor Economy Stock of Inward Direct Investment at Market Value  
 HK $billion US $billion  
The Mainland of China  958.1 122.8  
British Virgin Islands  943.6 121.0  
Bermuda  315.7 40.5  
Netherlands  199.9 25.6  
The United States  193.7 24.8  
Cayman Islands  119.5 15.3  
Japan  116.6 15.0  
Singapore  88.8 11.4  
The United Kingdom  45.4 5.8  
Australia 32.0 4.1  
Others 256.4 32.9  
Total  3,269.7 419.2  

 

Quelle: Census and Statistics Department, Hongkong 2002 

 
Vor diesem eingetrübten Hintergrund nimmt sich 
der Trend, der sich zum Jahresende abzeichnete, 
weit besser als erwartet aus. Zur Stimmungsauf-
hellung tragen vor allem zwei Indikatoren bei. 
Nachdem die Konjunktur, vor allem im Touris-
mus, in der zweiten Jahreshälfte überraschend 
schnell wieder angesprungen ist, haben sich die 
Wachstumsaussichten (für 2003 wird ein Plus 
von ca. 3 % und für 2004 von annähernd 5 % 
prognostiziert) deutlich verbessert. Unter dem 
Aspekt der Wettbewerbsfähigkeit mindestens 
ebenso wichtig ist das offensichtlich nach wie 
vor robuste Zutrauen, das internationale Unter-

nehmen in die wirtschaftliche Zukunft Hong-
kongs und seine Rolle als zentraler Standort für 
das Asien- und insbesondere das China-Geschäft 
setzen. 
 
Das wird durch zwei, Ende 2003 veröffentlichte 
Umfragen belegt. Auch in der jüngsten Befra-
gung, die die American Chamber of Commerce in 
Hongkong alljährlich unter ihren Mitgliedern 
durchführt, fielen die Bewertungen der US-Fir-
men unverändert positiv aus. Danach gehen 82 % 
der befragten Unternehmen von einer mittelfristig 
positiven bis zufriedenstellenden wirtschaftlichen 
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Entwicklung Hongkongs aus. Von den amerika-
nischen Firmen, die ihr regionales Hauptquar- 
tier in der SVR unterhalten (rund 70 % der Be-
fragten), wollen 86 % an dieser Standortentschei-
dung festhalten und 23 % davon ihre Vertretun-
gen noch ausbauen. Nach der amtlichen Statis- 
tik hatten 2003 weltweit insgesamt 966 multinati-
onale Unternehmen ihren regionalen Hauptsitz in 
Hongkong. Verglichen mit dem Stand Anfang von 
1992 entspricht das einem Anstieg um rd. 50%. 
 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommt die diesjährige 
Erhebung der Deutschen Industrie- und Handels-
kammer in Hongkong unter den 500 dort ansässi-
gen deutschen Firmen, von denen 85 % von der 
SVR aus ihre Asien-Aktivitäten steuern. Danach 
gehen 93 % für die nächsten drei Jahre von einer 
guten bis befriedigenden Geschäftsentwicklung 
aus. 73 % der befragten Firmen machten au-
ßerdem geltend, dass der Standort Hongkong mit 
dem dort verfügbaren Know-how für ihre Ge-
schäftstätigkeit auf dem chinesischen Festland von 
entscheidender Bedeutung sei. 
 
Aufschlussreiche Aussagen ergeben sich aus der 
Untersuchung beim direkten Vergleich der SVR 
mit alternativen Standorten wie Shanghai, Pe-
king bzw. dem benachbarten Kanton. Trotz des 
hohen Aufholtempos der Konkurrenten auf 
dem Festland schneidet Hongkong nur bei den 
Kostenfaktoren ungünstig ab. Dagegen ist die 
Anziehungskraft, die Hongkong im Blick auf sein 
verlässliches Rechtssystem, den freien Infor-
mationsfluss, die hohe Qualität des Dienstleis-
tungsangebots, den unbehinderten Kapitalver-
kehr (anders als die chinesische Währung ist der 
HK$ frei konvertierbar) und sein Steuersystem 
im Vergleich mit früheren Jahren unverändert 
hoch geblieben. 
 
Dennoch findet der wirtschaftliche Aufschwung, 
der sich jetzt abzeichnet unter deutlich veränder-
ten Bedingungen statt. Seit 1999 macht Hong-
kong die längste und hartnäckigste deflationä-

re Phase seiner jüngeren Geschichte durch. Die 
vom Konsumgüter- bis zum Immobilienmarkt rei-
chende Nachfrageschwäche spiegelt die nachhal-
tige Verunsicherung wider, die die schnell auf-
einander folgenden Abschwünge in der wirt-
schaftlichen Entwicklung in der Bevölkerung hin-
terlassen haben. Auch im fünften Jahr anhalten-
den Preisverfalls (2002 bei –3 %) war noch keine 
grundlegende Trendwende zu erkennen. 
 
Zweitens geht die schnelle wirtschaftliche Bele-
bung, die sich in der zweiten Hälfte 2003 einstell-
te, vor allem auf kurz- und mittelfristige Stüt- 
zungsmaßnahmen der Zentralregierung zurück. 
Damit hat Peking, nicht zuletzt aus politischen 
Rücksichten, auch bei der Steuerung der konjunk-
turellen Entwicklung in der SVR für jedermann 
sichtbar einen aktiven Part übernommen. Um der 
unter den Folgen von SARS leidenden Touris-
musbranche aus der Krise zu helfen, lockerte die 
chinesische Regierung im Sommer die Visabes-
timmungen für die besonders kauffreudigen Tou-
risten vom Festland. Das ermöglicht den Ein-
wohnern ausgewählter Städte in Südchina sowie 
aus Peking und Shanghai nun auch Individualrei-
sen nach Hongkong. Damit dürfte der Anteil von 
Festlandsbesuchern (2004 voraussichtlich über 10 
Mio.), die schon vor der Neuregelung etwa die 
Hälfte aller Hongkong-Touristen ausmachten und 
13 % zum gesamten Einzelhandelsumsatz beisteu-
erten, noch weiter steigen. 
 
Ein umfassenderes Paket zur wirtschaftlichen 
Stabilisierung der SVR stellt das Ende Juni abge-
schlossene Closer Economic Partnership Agree-
ment (CEPA) dar, das zu Jahresbeginn 2004 in 
Kraft getreten ist. Damit kommt Hongkong auf 
dem Festlandsmarkt schon drei Jahre früher 
als die ausländische Konkurrenz in den Ge-
nuss der Handelserleichterungen, die China im 
Rahmen der WTO-Vereinbarungen zugesagt 
hat. Das bedeutet, dass rd. 90 % der für das Fest-
land bestimmten Warenexporte aus Hongkong 
mit einem Schlag von Zöllen befreit werden. 
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Nach vorläufigen Berechnungen werden damit 
jährlich rd. 750 Mio. HK$ (7,80 HK$ = 1 US$) 
eingespart und 10.000 neue Arbeitsplätze ge-
schaffen. Von der ebenfalls vorgezogenen Libera- 
lisierung im Dienstleistungsbereich profitieren u.a. 
die Hongkonger Banken, die nun schneller und zu 
erleichterten Bedingungen auf dem Festland Fuß 
fassen können. Da die gleichen Vorteile auch den 
in Hongkong tätigen ausländischen Firmen win-
ken, wenn sie bestimmte Bedingungen der Orts-
ansässigkeit erfüllen, verfolgt CEPA offensicht-
lich auch den Zweck, die Anziehungskraft der 
SVR für ausländische Investitionen zu erhöhen 
und zu festigen. 
 
Wirtschaftspolitisch bedeuten die von der SVR-
Regierung und von Peking initiierten Konjunk-
turprogramme einen Einschnitt, weil sich Hong-
kong, das seinen Ruf als eine der marktlibe-
ralsten Gesellschaften der Welt zu verteidigen 
hat, damit von dem bisher ehern befolgten Prin-
zip des „positive non-interventionism“ verab-
schiedet. Ob die kombinierten Stützungsmaßnah-
men zu einem nachhaltigen Aufschwung führen, 
hängt außerdem davon ab, wie die SVR mit ihren 
wirtschaftlichen und sozialen Strukturprob-
lemen fertig wird, die die jüngste Krise bloß  
gelegt hat. Das gilt insbesondere für den Ar-
beitsmarkt, das kritische Haushaltsdefizit und 
den Innovationsbedarf. Weil die notwendigen 
Reformen unpopuläre Entscheidungen erfordern, 
macht das die derzeitige Handlungsunfähigkeit 
der Regierung Tung um so prekärer. 
 
Während sich die Arbeitslosigkeit in Hongkong 
vor der Asienkrise im Durchschnitt zwischen 2- 
3 % bewegte, erreichte sie auf dem Höhepunkt 
der SARS-Epidemie knapp 9 % und lag Ende 
2003 bei einem Wert von 8 %. Der schnelle An-
stieg, der auch für die Zukunft eine deutlich er- 
höhte Sockelarbeitslosigkeit erwarten lässt, ist nicht 
nur konjunkturbedingt, sondern die Folge des 
Strukturwandels von Hongkong (ähnlich wie Sin-
gapur) zum reinen Dienstleistungsstandort („Man-

hattanization“). Abgesehen von einigen besonders 
technologieintensiven Segmenten (Mode, Uhren, 
Elektronik) mit einer hohen Wertschöpfung wur-
den die industriellen Arbeitsplätze zum größten 
Teil nach Südchina ausgelagert. Damit ist der An-
teil des verarbeitenden Gewerbes insgesamt am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) nach dem Stand von 
2002 auf nur noch 5 % (Dienstleistungen 87 %) 
geschrumpft. 
 
Zur Verschärfung der sozialen Spannungen hat 
außerdem die negative Lohnentwicklung im Ge-
folge der Asienkrise beigetragen. Der Zwang zu 
Kosteneinsparungen in den Unternehmen hatte 
nicht nur Personalabbau, sondern auch Lohnkür-
zungen bei gleichzeitig verlängerten Arbeitszei-
ten zur Folge. So sind die nominalen Löhne (un-
ter Einschluss der Bonuszahlungen) im privaten 
Sektor Hongkongs zwischen 1997 bis 2003 um 
bis zu 25 % gefallen. Die Einbußen bei den Real-
einkommen wurden durch die deflationäre Preis-
entwicklung allerdings zum Teil aufgefangen. 
Dass die wachsenden Einkommensunterschie-
de eine für Hongkong bisher atypische soziale 
Polarisierung („sense of social unjustice“) schü-
ren, wird zumindest durch jüngste Umfragen 
belegt. 
 
Im Herbst 2001 hatte Regierungschef Tung eine 
Innovationsoffensive angekündigt. Um die zukün-
ftige Wettbewerbsfähigkeit Hongkongs zu sichern, 
sieht das Programm unter dem Stichwort Wis- 
sensgesellschaft massive Investitionen in den Aus-
bau des Bildungswesens und zur Förderung von 
Zukunftstechnologien (IT, Biotechnologie) vor. 
Schon damals war allerdings zu erkennen, dass 
diese ehrgeizigen Pläne auf einer mittelfristigen 
Finanzplanung beruhten, deren Annahmen sich 
inzwischen als völlig unrealistisch erwiesen ha-
ben. 
 
Während die Kassenlage der öffentlichen Hand in 
den 90er Jahren noch von regelmäßigen Budget-
überschüssen bestimmt war, hat sich der Trend 
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infolge der expansiven Ausgabenpolitik bei gleich-
zeitig sinkenden Einnahmen mit Beginn des neu-
en Jahrhunderts bedenklich umgekehrt. Im Fis-
kaljahr 2002/03 betrug die Deckungslücke im 
Haushalt (Gesamtvolumen 239 Mrd. HK$) 62 
Mrd. HK$. Das entspricht einem Haushaltsdefi-
zit in der Größenordnung von knapp 5 % des BIP 
(2002 beim Stand von 1.271 Mrd. HK$), in der 
der Internationale Währungsfond (IWF) ohne 
energisches Gegensteuern bei den Ausgaben 

(Verschlankung des aufgeblähten und im Ver-
gleich zur Privatwirtschaft überbezahlten Verwal-
tungsapparates) wie auf der Einnahmeseite (Steu-
ererhöhungen) eine nicht zu unterschätzende Ge-
fahr für die wirtschaftliche Stabilität der SVR 
sieht. Im Frühjahr 2003 hat die Regierung erst-
mals an der Notbremse gezogen und für die 
nächsten fünf Jahre generelle Ausgabenkürzun-
gen von jeweils 11 % eingeplant. 

 
 

Perlfluss-Delta: Partnerschaft oder Verdrängungswettbewerb? 

 
China ist nicht nur unser Mutterland“, hat Tung 
Chee-hwa in einer Rede vor der Hongkonger  
Industrie- und Handelskammer gesagt, „sondern 
auch die Mutter unserer Zukunftschancen“. Der 
langjährige Vorsitzende der Democratic Party und 
einer der prominentesten Oppositionspolitiker in 
Hongkong, Martin Lee, hat das etwas anders aus-
gedrückt und damit den Konflikt zwischen wirt-
schaftlicher Notwendigkeit und Selbstbehauptung 
im Verhältnis zu China beschrieben. „Hongkong 
ist auf dem besten Weg“, so seine pessimistische 
Prognose, „zu einer chinesischen Großstadt unter 
vielen zu werden, etwa so wie Shenzhen, nur viel 
teurer und ein bisschen weiter südlich gelegen“. 
 
Präziser und handhabbarer hat Tungs frühere Ka-
binettschefin Anson Chan das Problem umrissen 
– nämlich als politische Herausforderung, die 
wirtschaftliche Integration nicht um den Preis 
einer schleichenden Assimilierung zu betreiben. 
In die Irre führt die Debatte dagegen da, wo sie 
den Eindruck erweckt, als gebe es für Hongkong 
zu der Ausrichtung auf den Festlandsmarkt noch 
eine Alternative. Wie die Entwicklung und der 
Stand der Verflechtungen zeigt, hatten Hong-
kongs Unternehmer die Weichen in Richtung 
Integration schon längst gestellt, bevor sich die 

Politik das mit einiger Verspätung zur Gestal-
tungsaufgabe machte. 
 
Bereits 1985, also zwölf Jahre vor dem Souverä-
nitätswechsel, löste China erstmals die USA als 
Hongkongs größter Handelspartner ab. Und schon 
1990 war die damalige britische Kronkolonie vor 
allem für die Nachbarprovinz Guangdong die 
(mit einem Anteil von 82 %) wichtigste Bezugs- 
quelle von Auslandskapital. Noch stürmischer ent-
wickelten sich die Beziehungen, als Deng Xiao-
ping die prosperierende Südprovinz 1992 an-
spornte, die Rolle des „Fünften Drachen“ unter 
den wirtschaftlichen Aufsteigern Asiens zu über-
nehmen. 
 
Die Sogwirkung, die davon wie von dem dynami-
schen Wirtschaftswachstum in China insgesamt 
auf Hongkong ausging, ist an zwei Indikatoren 
abzulesen. Bei den gesamten Ausfuhren der SVR 
(2002: 1.561 Mrd. HK$; Handelsvolumen insge-
samt 3.180 Mrd. HK$) handelt es sich zu knapp 
92 % um Reexporte, also um Waren, die in der 
großen Masse entweder vom Festland kommen 
und über Hongkong auf den Weltmarkt verschifft 
werden oder in umgekehrter Richtung für China 
bestimmt sind. 
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Hongkong und das Perlfluss-Delta (Guangzhou = Kanton) 
 
 

 

Karte von InvestHK (www.investhk.gov.hk), Hongkong 2003 

 
 
An diesem lukrativen Transfer ist die SVR außer-
dem nicht bloß als Händler und Dienstleister, son-
dern in wachsendem Umfang auch als Produzent 
und Technologielieferant vor Ort beteiligt. Ange-
zogen von den niedrigen Lohnkosten und von der 
geografischen Nähe (auf beiden Seiten wird zu-
dem Kantonesisch gesprochen), wanderte Hong-
kongs Industrie in das Perlfluss-Delta ab und trug 
damit entscheidend zum wirtschaftlichen Auf-
schwung Guangdongs bei. Heute ist die SVR in 
der Region, weit vor Japan und Taiwan, an etwa 
70.000 Unternehmen beteiligt, die nach unter-
schiedlichen Schätzungen zwischen sechs und 10 
Mio. Arbeitnehmer beschäftigen. Mit einem Anla-
gevermögen von insgesamt 406 Mrd. HK$ (Stand 
2001), also knapp der Hälfte des von der SVR auf 
das Festland geflossenen Kapitals, ist die Nach-
barprovinz gleichzeitig die mit Abstand wichtigs-
te Zielregion für Hongkongs Direktinvestitionen. 

Noch deutlicher wird die Abhängigkeit durch die 
konkurrenzlose wirtschaftliche Dominanz Fest-
land-Chinas in der SVR. Nach der Außenwirt-
schaftsstatistik Hongkongs belief sich der Ge-
samtbestand der vom Festland quer durch die 
Bank getätigten Direktinvestitionen Ende 2001 
auf umgerechnet 123 Mrd. US$ (USA 25 Mrd. $, 
Japan 15 Mrd. $). Die tatsächliche Größenord-
nung dürfte noch um einiges höher liegen, wenn 
man die Dunkelziffer der von chinesischen Un-
ternehmen über Briefkastenfirmen im Ausland 
(British Virgin Islands, Bermuda) getarnt abge-
wickelten Investitionen einbezieht. 
 
An Hongkongs Börse machen die von Festlands-
unternehmen emittierten Wertpapiere 22 % der 
Marktkapitalisierung aus und auf ihre Kursent-
wicklung setzten auch die Kleinanleger der Stadt 
die größten Hoffnungen. Als der chinesische Le-
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bensversicherer China Life Anfang Dezember sei-
ne milliardenschwere Anleihe in Hongkong pla-
zierte, waren die Anteile schon in wenigen Tagen 
um das Zehnfache überzeichnet. Wie sehr der 
Blick auf das Festland die Lebenswirklichkeit 
und die persönlichen Zukunftsorientierungen be-
stimmt, macht sich in jüngster Zeit verstärkt auch 
auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar. So deutet die 
sprunghaft angestiegene Zahl von Bewerbungen 
darauf hin, dass gut ausgebildete junge Hong-
kong-Chinesen in Jobangeboten auf dem Fest-
land längst nicht mehr eine mehr oder weniger 
skeptisch betrachtete Verlegenheitslösung, son-
dern eine durchaus attraktive Chance für ihre 
berufliche Entwicklung sehen. 

Für die nun eingeleitete neue Etappe im wirt-
schaftlichen Integrationsprozess gibt es einen 
Namen und ein Symbol. Aus der Sicht Hong-
kongs stehen die Begriffe Greater Pearl River 
Delta bzw. Hong Kong plus für die strategische 
Entscheidung, die eigene wirtschaftliche Zu-
kunft noch enger mit dem chinesischen Hinter-
land zu verknüpfen und aus den wechselseitigen 
Standortvorteilen den größtmöglichen Nutzen zu 
ziehen. 
 
Das Symbol dieser Verknüpfung ist ein giganti-
sches Brückenbauprojekt, dessen Fertigstellung 
für 2007 geplant ist. Die 29 Kilometer lange Tras- 
se (geschätzte Baukosten 2 Mrd. US$) soll in

 
 
 

Hongkongs Außenhandel 2002 
 

Hauptlieferländer 2002

(Antei l  in %)

VR China 44,3

Japan 11,3
Taiwan 7,2

USA 5,6

Korea (Rep.) 4,7

Singapur 4,7

Malaysia 2,5

Thailand 1,8
Großbritannien 1,6

Sonstige 14,4

Deutschland 1,9

EU 8,6
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Hauptabnehmerländer 2002 
(Anteil in %)

VR China 39,3

USA 21,3

Japan 5,4

Großbritannien 3,5

Taiwan 2,2

Sonstige 23,2

Singapur 2,0

Deutschland 3,1
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EU 13,2

 
 

Quelle: Bundesagentur für Außenwirtschaft (bfai), Hongkong, November 2003 
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Form eines Ypsilons Hongkong mit der früheren 
portugiesischen Kolonie Macao und am anderen 
Ende mit der Stadt Zhuhai auf der Westseite des 
Perlfluss-Deltas verbinden. Damit würde sich die 
Entfernung auch zu dieser, bisher schlecht ange-
bundenen Teilregion auf Pendlerdistanz verkür-
zen. Darüber hinaus ist die anvisierte, umfassende 
Vernetzung der Infrastruktur ein wichtiger 
neuer Schritt zur wirtschaftlichen Großraum-
bildung innerhalb Chinas, die der interregio-
nalen Konkurrenz einen zusätzlichen Schub 
und eine neue Dimension gibt. 
 
Schon wegen seiner Nähe zu Hongkong war das 
knapp 42 Mio. Einwohner zählende Perlfluss-
Delta um das Städtedreieck Kanton (Provinz-
hauptstadt von Guangdong), Zhuhai und das un-
mittelbar an die SVR grenzende Shenzhen dazu 
prädestiniert, die Führungsrolle in dem 1978 be-
gonnenen wirtschaftlichen Aufhol- und Moder-
nisierungsprozess zu übernehmen. Dank großzü-
giger Privilegien und Freizügigkeiten bei der 
wirtschaftlichen Liberalisierung (1988 erhielt die 
Provinz von der Zentralregierung den Status ei-
ner „comprehensive economic reform area“ und 
den Zuschlag für die nach Shanghai zweitgrößte 
Börse in Shenzhen) hat der Erfolg die Erwartun-
gen noch weit übertroffen. Trotz seiner ver-
gleichsweise bescheidenen Größe (0,4 % der 
Landfläche und 3,2 % der Bevölkerung Chinas) 
entfielen auf das Perlfluss-Delta 2001 9% des BIP 
der Volksrepublik, 33 % des gesamten Außen-
handels und rd. 30 % der realisierten Auslandsin-
vestitionen. 
 
Infolge der Dynamik, mit der sich die Welle des 
wirtschaftlichen Aufschwungs entlang der chinesi-
schen Ostküste nach Norden ausgebreitet hat, ist 
der Vorsprung des Südens jedoch geschrumpft. 
So bekommt die Region vor allem bei der Neu-
verteilung von ausländischen Direktinvestitio-
nen die Konkurrenz des weit größeren Jangtse-
Deltas (87 Mio. Einwohner) zu spüren, das mit 
Shanghai als attraktivem Zentrum weit in die Nach- 

barprovinzen Zhejiang (Hangzhou) und Jiangsu 
(Nanjing) hineinreicht und sich zum bevorzugten 
Standort für Ansiedlungen der High-Tech-In-
dustrie entwickelt hat. Als schlagkräftige Antwort 
auf diese Herausforderung entwickeln Guang-
dongs Chefplaner Konzepte, nach denen das 
Perlfluss-Delta samt Hongkong und Macao zum 
Kern eines um ein halbes Dutzend Anrainer-
provinzen, von Fujian bis Yunnan im Südwes- 
ten, erweiterten wirtschaftlichen Großverbunds 
(South China economic region) werden soll. 
 
Das Potenzial an Synergien, das sich durch den 
Zusammenschluss zum Greater Pearl River Delta 
ausschöpfen lässt, haben der Regierung nahe ste-
hende Ökonomen der SVR zu einer Win-Win-
Partie für beide Seiten hoch gerechnet. Die Vor-
teile dieser Partnerschaft, in die Hongkong als 
Logistikdrehscheibe und hoch entwickeltes inter-
nationales Finanzzentrum ein ganz anderes 
Gewicht einbringen kann als Shanghai im 
Jangtse-Verbund, sind nicht zu übersehen. 
Dennoch kann auch die geplante neue Mega-
Brücke die Unterschiede in den Rechts- und 
Verwaltungssystemen, zwischen Transparenz 
und Obskurität von Entscheidungsprozessen 
bestenfalls nur symbolisch überwinden. Wie 
sich im Fall der SARS-Epidemie gezeigt hat, sind 
die Behörden in Hongkong und in Guangdong 
selbst von einem funktionierenden Informations-
austausch noch weit entfernt. Von einer instituti-
onalisierten Koordination, die willens und in der 
Lage sein müsste, die künftige Entwicklung der 
Infrastruktur gemeinsam zu steuern, kann vorläu-
fig noch weniger die Rede sein. 
 
Dieser Mangel ist um so schwerer zu beheben, 
weil Hongkongs Festlandspartner das Projekt 
Greater Pearl River Delta mit Zielvorstellungen 
betreiben, die langfristig weniger auf Arbeits-
teilung als auf Verdrängung angelegt sind. In-
sofern stellt jeder Entwicklungsschritt, mit dem 
sich das wirtschaftliche Leistungsgefälle zu Hong-
kong verkürzt, die Rollenverteilung zwischen Na-
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delstreifen (Dienstleistungen) auf der einen Seite 
und Blaumann (verlängerte Werkbank) auf der 
anderen, die der SVR mit dem Konzept Hong 
Kong plus im Verhältnis zu seinem Hinterland 
vorschwebt, ein Stück weiter in Frage. 
 
Schon jetzt ist erkennbar, wie der unkontrollierte, 
von einem hoch entwickelten lokalen Ehrgeiz 
angetriebene Standortwettbewerb die Monopol-
rente Hongkongs als Handels- und Logistikzent-
rum schmälert. Etwa um die gleiche Zeit, als die 
SVR ihren neuen Großflughafen einweihte, wur-
den gegen Ende der 90er Jahre in einem Radius 
von weniger als 100 Kilometern vier weitere ge- 
baut. Der sechste, mit dem Kanton in den direk-
ten Wettbewerb mit Hongkong um Fracht- und 
Passagieraufkommen einsteigen will, steht kurz 
vor der Vollendung. Die neun großen, überwie-

gend von Investoren aus der SVR finanzierten 
Containerhäfen, die im Umkreis von 150 Kilome-
tern in der Region zu finden sind, können mit 
dem Leistungsniveau des Hongkonger Tiefseeha-
fens zwar nicht mithalten, sind dafür aber um 
mindestens 20 % kostengünstiger. 
 
Der Zwang zu beschleunigter Innovation bei 
gleichzeitig steigendem Kostendruck – diese 
Kombination beschreibt eine für Hongkong 
nicht gerade komfortable Situation. Gleichzei-
tig macht das auch den Unterschied zwischen der 
wirtschaftlichen und der politischen Herausforde-
rung aus, vor der die SVR steht. Denn was 
Hongkongs Wirtschaft  vor allem zu schaffen 
macht, ist nicht das, was von Chinas Kommu-
nismus übrig geblieben ist, sondern eher zu 
viel kapitalistische Konkurrenz. 

 


